
-Abschrift

Urteil 

Verkündet am: 16.03.2022 

8 Ca 379/21 

 Genchtsan9estellte 
als Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle 

In dem Rechtsstreit 

,  

-Kläger-

Prozessbevoll mächtigte: 

DGB Rechtsschutz GmbH, Otto-Brenner-Straße 1, 30159 Hannover 

gegen 

-Beklagte-

Prozessbevollmächtigte: 

hat die 8. Kammer des Arbeitsgerichts Hannover auf die mündliche Verhandlung vom 

16.03.2022 durch die Richterin am Arbeitsgericht .. als Vorsitzende sowie den ehren­

amtlichen Richter Herrn ... und die ehrenamtliche Richterin Frau ... als Beisitzer für Recht 

erkannt: 

1. Die Beklagte wird verurteilt, an den Kläger für die Monate Januar und Februar 2021

3.120,00 Euro brutto abzgl. von der Bundesagentur für Arbeit gezahlter 1.566,80 Euro

nebst Zinsen in Höhe von 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz



aus 1.560,00 Euro brutto seit dem 16.02.2021 und 
aus 1.560,00 Euro brutto seit dem 16.03.2021 
zu zahlen. 

2. Die Beklagte wird verurteilt, an den Kläger für die Monate März und April 2021 2.132,00 
Euro brutto abzgl. von der Krankenkasse ... gezahlter 1.056,80 Euro nebst Zinsen in 
Höhe von 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz
aus 1.560,00 Euro brutto seit dem 16.04.2021 und
aus 553,55 Euro brutto seit dem 16.05.2021
zu zahlen.

3. Die Beklagte wird verurteilt, an den Kläger für die Monate Juni, Juli, August, September, 
Oktober und November 2021 9.360,00 Euro brutto nebst Zinsen in Höhe von 5 Prozent­
punkten über dem jeweiligen Basiszinssatz
aus 1.560,00 Euro brutto seit dem 16.07.2021,
aus 1.560,00 Euro brutto seit dem 16.08.2021,
aus 1.560,00 Euro brutto seit dem 16.09.2021,
aus 1.560,00 Euro brutto seit dem 16.10.2021,
aus 1.560,00 Euro brutto seit dem 16.11.2021 und
aus 1.560,00 Euro brutto seit dem 16.12.2021
zu zahlen.

4. Im Übrigen werden die Klage und die Widerklage abgewiesen.

5. Die Kosten des Rechtsstreits tragen der Kläger zu 16,20 % und die Beklagte zu 83,80 %.

6. Der Streitwert wird auf 16.073,20 Euro festgesetzt.

7. Die Berufung wird nicht gesondert zugelassen.

Tatbestand 

Die Parteien streiten über Annahmeverzugslohn sowie Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall 

nach Ausspruch einer unrechtmäßigen betriebsbedingten Kündigung für einen Zeitraum vom 

1. Januar 2021 bis zum 30. November 2021 und im Rahmen einer Widerklage um Auskunfts­

ansprüche der Beklagten. 

Der am 16. Dezember 1981 geborene Kläger ist ledig und Vater eines am 28. Oktober 2020 

geborenen, unterhaltspflichtigen Kindes. Der Kläger ist seit dem 14. Februar 2017 bei der Be­

klagten zu einem Bruttomonatsentgelt von 1.560,00 EUR mit einer regelmäßigen wöchentlichen 

Arbeitszeit von 24, 00 Stunden als Bürokraft beschäftigt. 

Mit Schreiben vom 26. November 2020 kündigte die Beklagte das Arbeitsverhältnis ordentlich 

mit Ablauf des 31. Dezember 2020. Auf die Kündigungsschutzklage des Klägers vom 3. De-
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zember 2020 traf das Arbeitsgericht Hannover zum Aktenzeichen 8 Ca 442/20 am 15. Dezem­

ber 2021 die Feststellung, dass das zwischen den Parteien bestehende Arbeitsverhältnis fort­

besteht. Die Beklagte legte gegen diese Entscheidung Berufung ein. Das Verfahren wird beim 

Landesarbeitsgericht Niedersachsen zum Aktenzeichen 17 Sa 28/22 geführt. 

Der Kläger erhielt seit März 2020 bis einschließlich Februar 2021 Arbeitslosengeld in Höhe von 

monatlich 774,40 EUR. Der Kläger war im März, April und Mai 2021 arbeitsunfähig erkrankt 

und erhielt ausweislich der Mitteilung der Krankenkasse ... vom 19. August 2021 (Anlage K1 

zur Klageschrift vom 22. Dezember 2021, BI. 5 d. A.) ab dem 1. März 2021 bis zum 31. Mai 

2021 Krankengeld iHv. insgesamt 2.320,20 EUR netto. 

Die Beklagte bot dem Kläger unter dem 22. Juni 2021 eine Prozessbeschäftigung in C. an, 

die der Kläger ablehnte. 

Der Kläger teilte mit Schriftsatz vom 3. März 2022 mit, dass er im streitgegenständlichen Zeit­

raum zwei Vermittlungsvorschläge von der Agentur Für Arbeit erhalten habe; am 3. März 2021 

(Anlage K6 zum Schriftsatz vom 3. März 2022, BI. 49 d. A.) und am 15. Oktober 2021 (Anlage 

Kl zum Schriftsatz vom 3. März 2022, BI. 50 d. A.). 

Mit seiner am 27. Dezember 2021 beim Arbeitsgericht eingegangen und der Beklagten am 

30. Dezember 2021 zugestellten Klage begehrt der Kläger die Zahlung von Annahmeverzugs­

lohn für die Monate Januar und Februar 2021 sowie für die Monate Juni bis einschließlich No­

vember 2021 und für sechs Wochen Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall für die Monate März 

und April 2021. 

Der Kläger meint, eine Prozessbeschäftigung in C. sei ihm nicht zumutbar. Der Kläger 

müsse seine Kinder betreuen bzw. die Betreuung gewährleisten, daher sei eine Verlegung sei­

nes Lebensmittelpunktes lediglich für eine ungewisse Prozessbeschäftigung nicht möglich. Zu­

dem scheine es, dass die Beklagte auch wieder neue Projekte betreue. Der Kläger gehe davon 

aus, dass die Mitarbeiter S. und D. in einem neuen Büro, der Wohnung des Herrn D. in 

S., aus dem Homeoffice bzw. in „mobiler Arbeit" weiterhin ihrer Tätigkeit nach­gingen. 

Der Kläger beantragt: 

1. Die Beklagte wird verurteilt, an den Kläger für die Monate Januar und Februar 2021

3.120,00 Euro brutto nebst Zinsen in Höhe von 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen

Basiszinssatz

aus 1.560,00 Euro brutto abzüglich 773,40 Euro netto seit dem 16.02.2021 und

aus 1.560,00 Euro brutto abzüglich 773,40 Euro netto seit dem 16.03.2021
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mit der Maßgabe zu zahlen, dass 1.546,80 Euro netto als übergegangener Anspruch 

an die Bundesagentur für Arbeit, vertreten durch die Agentur für Arbeit ..., zu zahlen 

sind. 

2. Die Beklagte wird verurteilt, an den Kläger für die Monate März und April 2021 2.132,00

Euro brutto nebst Zinsen in Höhe von 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszins­

satz

aus 1.560,00 Euro brutto abzüglich 773,40 Euro netto seit dem 16.04.2021 und

aus 553,55 Euro brutto abzüglich 283,58 Euro netto seit dem 16.05.2021

mit der Maßgabe zu zahlen, dass 1.056,80 Euro netto als übergegangener Anspruch an

die Krankenkasse des Klägers Barmer, 42267 Wuppertal, zu zahlen sind.

3. Die Beklagte wird verurteilt, an den Kläger für die Monate Juni, Juli, August, September,

Oktober und November 2021 9.360,00 Euro brutto nebst Zinsen in Höhe von 5 Prozent­

punkten über dem jeweiligen Basiszinssatz

aus 1.560,00 Euro brutto seit dem 16.07.2021,

aus 1.560,00 Euro brutto seit dem 16.08.2021,

aus 1.560,00 Euro brutto seit dem 16.09.2021,

aus 1.560,00 Euro brutto seit dem 16.10.2021,

aus 1.560, 00 Euro brutto seit dem 16.11.2021 und

aus 1.560, 00 Euro brutto seit dem 16.12.2021

zu zahlen.

Die Beklagte beantragt, 

die Klage abzuweisen. 

Die Beklagte vertritt die Ansicht, sie habe sich im streitgegenständlichen Zeitraum nicht in An­

nahmeverzug befunden. Der Geschäftsführer der Beklagten habe - wie im Kündigungsschutz­

verfahren vorgetragen - die Entscheidung getroffen, die Verwaltungsstandorte sowohl in H. 

als auch in E. aufzugeben. Eine Beschäftigung des Klägers sei nur noch in C. möglich. 

Jedenfalls mit Ablehnung der angebotenen Prozessbeschäftigung in C. habe der Kläger 

keinen Anspruch auf Vergütung aus den Grundsätzen des Annahmeverzugs. 

Soweit der Kläger in einem Vorverfahren wegen Annahmeverzug für das Jahr 2020 mitgeteilt 

habe, er hätte lediglich zwei Vermittlungsvorschläge vom Job Center erhalten, bestünden an 

der Vollständigkeit dieser Aussage erhebliche Zweifel. Es sei davon auszugehen, dass dem 

Kläger weitere Vermittlungsvorschläge unterbreitet worden seien, da im Tätigkeitsbereich des 

Klägers erhebliches Beschäftigungspotential bestehe. 

Die Beklagte stellt widerklagend die Anträge: 

1. Der Kläger wird verurteilt, Auskunft über die von der Agentur für Arbeit und dem Job­

center unterbreiteten Vermittlungsvorschläge für die Zeit vom 01.01.2021 bis zum
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ohne weiteres möglich und zumutbar sind (dazu allgemein BGH 10. Februar 2015 - VI ZR 

343/13 - Rn. 11; 3. Juni 2014 - VI ZR 394/13 - Rn. 20 jeweils mwN). 

Die sekundäre Darlegungslast führt weder zu einer Umkehr der Beweislast noch zu einer über 

die prozessuale Wahrheitspflicht und Erklärungslast (§ 138 Abs. 1 und Abs. 2 ZPO) hinausge­

henden Verpflichtung des Arbeitnehmers, dem Arbeitgeber alle für seinen Prozesserfolg benö­

tigten Informationen zu verschaffen. Denn mit der erteilten Auskunft steht keineswegs fest, dass 

der Arbeitnehmer es böswillig unterlassen hat, eine ihm zumutbare Arbeit anzunehmen. Ob die 

Stellenangebote Dritter „zumutbare" Arbeit zum Gegenstand hatten und in dem Verhalten des 

Arbeitnehmers ein „böswilliges" Unterlassen gesehen werden kann, hat der Arbeitgeber im 

Rechtsstreit über die Zahlung der Annahmeverzugsvergütung weiterhin darzulegen und im 

Streitfall zu beweisen (BAG 27. Mai 2020- 5 AZR 387/19- Rn. 27). 

bb) 

Gemessen an diesen Grundsätzen hat die Beklagte es unterlassen, hinreichende Tatsachen 

vorzutragen, aus denen sich ergibt, dass der Kläger es böswillig unterlassen habe, eine ihm 

zumutbare Arbeit anzunehmen. Auf die erteilte Auskunft des Klägers mit Schriftsatz vom 

3. März 2022 hin trägt die Beklagte weder vor, es habe weitere Vermittlungsangebote gegeben, 

noch behauptet sie, der Kläger habe die mitgeteilten Stellenangebote treuwidrig nicht ange­

nommen. 

cc) 

Der Kläger muss sich auch nicht anrechnen lassen, was er bei der Beklagten bei Annahme des 

Angebots zum Abschluss eines Prozessrechtsverhältnisses in C. verdient hätte. Die Ein­

wendung des § 11 Nr. 2 KSchG setzt zunächst voraus, dass dem Arbeitnehmer die angebotene 

Arbeit zumutbar ist. Maßgebend sind die Umstände des Einzelfalls. Die Unzumutbarkeit der 

Arbeit kann sich unter verschiedenen Gesichtspunkten ergeben. Sie kann ihren Grund in der 

Person des Arbeitgebers, der Art der Arbeit und den sonstigen Arbeitsbedingungen haben 

(BAG 17. November 2011 - 5 AZR 564/10 - Rn. 17). Bei einer betriebsbedingten oder perso­

nenbedingten Kündigung ist die vorläufige Weiterbeschäftigung dem Arbeitnehmer im Gegen­

satz zu einer verhaltensbedingten, insbesondere außerordentlichen Kündigung in der Regel 

eher zumutbar (BAG 24. September 2003- 5 AZR 500/02- Rn. 21). Dem Kläger ist zuzugeste­

hen, dass die Annahme einer Prozessbeschäftigung an einem über 300 Kilometer vom Wohn­

sitz entfernten Ort nicht zumutbar ist. Eine tägliche Rückkehr zum Wohnsitz ist bei dieser Ent­

fernung nicht möglich. Auch kann dem Kläger nicht zugemutet werden, allein aufgrund einer 

(befristeten) Prozessbeschäftigung seinen Lebensmittelpunkt nach C. zu verlegen. Auch 

erscheint die Anmietung einer Zweitwohnung unter dem Gesichtspunkt des Betreuungsbedarfs 

seiner Kinder und der relativ geringen monatlichen Vergütung nicht angemessen. Weswegen 

die Beschäftigung in C. dem Kläger trotz der Entfernung gleichwohl zumutbar sein könnte, 
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Soweit die Voraussetzungen zu a), b) oder c) nicht vorliegen, ist gegen dieses Urteil kein 

Rechtsmittel gegeben. Die Berufungsschrift muss von einem bei einem deutschen Gericht zu­

gelassenen Rechtsanwalt unterzeichnet sein; an seiner Stelle können Vertreter der Gewerk­

schaften oder von Vereinigungen von Arbeitgebern oder von Zusammenschlüssen solcher Ver­

bände treten, wenn sie kraft Satzung oder Vollmacht zur Vertretung befugt sind und der Zusam­

menschluss, der Verband oder deren Mitglied Partei sind. 

Die Berufung muss schriftlich oder in der zugelassenen elektronischen Form eingelegt werden. 

Ab dem 01. Januar 2022 sind vorbereitende Schriftsätze und deren Anlagen sowie schriftlich 

einzureichende Anträge und Erklärungen, die durch einen Rechtsanwalt, durch eine Behörde 

oder durch eine juristische Person des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihr zur Erfül­

lung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse eingereicht werden, als elekt­

ronisches Dokument zu übermitteln. Gleiches gilt für die nach dem Arbeitsgerichtsgesetz ver­

tretungsberechtigten Personen, für die ein sicherer Übermittlungsweg nach § 46c Absatz 4 

Satz 1 Nummer 2 ArbGG zur Verfügung steht. Ist eine Übermittlung aus technischen Gründen 

vorübergehend nicht möglich, bleibt die Übermittlung nach den allgemeinen Vorschriften zuläs­

sig. Die vorübergehende Unmöglichkeit ist bei der Ersatzeinreichung oder unverzüglich danach 

glaubhaft zu machen; auf Anforderung ist ein elektronisches Dokument nachzureichen. 

Die Berufungsschrift muss binnen einer Notfrist von einem Monat nach Zustellung des Urteils 
bei dem 

Landesarbeitsgericht Niedersachsen, Leonhardtstraße 15, 30175 Hannover 

eingegangen sein. 

Die Berufungsschrift muss das Urteil bezeichnen, gegen das die Berufung gerichtet wird und 
die Erklärung enthalten, dass gegen dieses Urteil Berufung eingelegt werde. Ihr soll ferner eine 
Ausfertigung oder beglaubigte Abschrift des angefochtenen Urteils beigefügt werden. 

Die Berufung ist gleichzeitig oder innerhalb von zwei Monaten nach Zustellung des Urteils in 
gleicher Form zu begründen. 

Dabei ist bei nicht zugelassener Berufung der Wert des Beschwerdegegenstandes glaubhaft 
zu machen; die Versicherung an Eides Statt ist insoweit nicht zulässig. 

Die für die Zustellung an die Gegenseite erforderliche Zahl von beglaubigten Abschriften soll 
mit der Berufungs- bzw. Begründungsschrift eingereicht werden. 

Das Landesarbeitsgericht Niedersachsen bittet darum, die Berufungsbegründung und die Be­

rufungserwiderung in 5-facher Ausfertigung, für jeden weiteren Beteiligten ein Exemplar mehr, 

einzureichen. 
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